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Ihre Mandanteninformationen 
 

 

4. Quartal 2018 

 

Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch in den letzten Monaten hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. 
Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren 
Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzu-
sprechen, wir beraten Sie gerne! 

 

Mit steuerlichen Grüßen 

 

Inhalt 

1. Warum gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnungen verfassungsgemäß sind 

2. 44-EUR-Freigrenze für Sachbezüge: Inwieweit sind Versandkosten zu berücksichtigen? 

3. Vermietung einer Einliegerwohnung als Homeoffice an den Arbeitgeber: Welche Werbungs-

kosten können abgezogen werden? 

4. Verlorene Gesellschafterdarlehen führen nicht zu nachträglichen Anschaffungskosten 

5. Arbeitslohn oder kein Arbeitslohn: Was gilt bei Schadenersatz wegen überhöhter Einkom-

mensteuer-Festsetzung 

6. Umsatzsteuer: Wann kann ein unrichtiger Steuerausweis berichtigt werden? 

7. Betriebsveranstaltung: Kurzfristige Absagen gehen nicht zu Lasten der Anwesenden 

8. Zumutbare Belastung: Wer sich über eine Steuererstattung freuen darf 

9. Vorsteuerabzug: Was bedeutet "vollständige Anschrift"? 

10. Unter welchen Voraussetzungen Ausbildungskosten zurückgezahlt werden müssen 

11. Wie wirkt sich eine nachträgliche Kaufpreisherabsetzung auf die Grunderwerbsteuer aus? 

12. Sind privat finanzierte Leistungen zu Pensionskassen sozialversicherungspflichtig? 

13. Selbstanzeige: Welche Ablaufhemmung gilt? 

14. Umsatzsteuer-Vorauszahlungen: Gilt die Samstags-/Sonntags-/Feiertagsregelung im Rahmen 

des 10-Tage-Zeitraums? 

 
 



– 2 – 

 

1. Warum gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnungen verfassungsgemäß 
sind 
Der Bundesfinanzhof hält die unterschiedliche gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung 
von Miet- und Pachtzinsen für bewegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens und von Aufwendungen für die zeitlich befristete Überlassung von 
Rechten für verfassungsgemäß. 

Hintergrund 

Die Hotelgesellschaft H erwirtschaftete 2008 handelsrechtliche und körperschaftsteuerliche 
Verluste. Aufwendungen entstanden für Schuldzinsen, für Miet- bzw. Pachtzinsen für bewegli-
che und unbewegliche Wirtschaftsgüter und für Lizenzgebühren. Dies führte zu gewerbesteu-
errechtlichen Hinzurechnungen und zu einem positiven Gewerbeertrag. Das Finanzamt setzte 
den Gewerbesteuer-Messbetrag entsprechend fest. Die Hinzurechnungen wirkten sich ebenso 
auf die Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes zum 31.12.2008 aus. H wandte 
sich mit der Klage gegen die Hinzurechnungen der Miet- und Pachtzinsen und der Lizenzge-
bühren. Das Finanzgericht wies die Klage jedoch ab. 

 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hat keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Hinzurechnun-
gen. Die Begründung: Die Korrekturen des Gewinns um Hinzurechnungen und Kürzungen 
sind Folge des Objektsteuercharakters der Gewerbesteuer. Das objektive Nettoprinzip und der 
Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit treten insoweit zurück. Die Besonder-
heit als Objektsteuer kann dazu führen, dass ertraglose Betriebe belastet werden, indem Ge-
werbesteuer allein durch Hinzurechnungen ausgelöst wird. Auch eine mögliche Substanzbe-
steuerung liegt in der Natur einer Objektsteuer. Diese Belastungen sind hinzunehmen und 
verstoßen nicht gegen das Grundgesetz. 

Bei der Auswahl des Steuergegenstands steht dem Gesetzgeber grundsätzlich ein weiter Ge-
staltungs- und Einschätzungsspielraum zu. Allerdings könnte es sich bei den Hinzurechnungs- 
und Kürzungsvorschriften um Differenzierungen innerhalb des Steuergegenstands handeln, 
was eine engere Bindung des Gesetzgebers an sachliche Erwägungen, insbesondere der 
Folgerichtigkeit und Belastbarkeit, zur Folge haben könnte. Aber auch dann besteht für den 
Gesetzgeber keine strenge Folgerichtigkeitskontrolle. Vielmehr genügt es, wenn sich die Hin-
zurechnungsvorschriften folgerichtig in das Konzept einer ertragsorientierten Objektsteuer 
einfügen lassen. Die der Höhe nach unterschiedliche Hinzurechnung von Miet-/Pachtzinsen 
für bewegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens oder für die befriste-
te Überlassung von Rechten muss daher nicht einem strikten Folgerichtigkeitsmaßstab genü-
gen. Der Gesetzgeber ist nicht dazu gezwungen, die Hinzurechnungstatbestände an einem 
typischen, realitätsgerechten Zinsniveau auszurichten. 

 

2. 44-EUR-Freigrenze für Sachbezüge: Inwieweit sind Versandkosten zu 
berücksichtigen? 
Für Sachprämien des Arbeitgebers gilt die 44-EUR-Freigrenze. Liefert der Arbeitgeber 
diese nun in die Wohnung des Arbeitnehmers, liegt eine zusätzliche Leistung vor. De-
ren Wert muss in die Berechnung der Freigrenze mit einbezogen werden. 

Hintergrund 
Die Arbeitgeberin A gewährte ihren Mitarbeitern unter bestimmten Voraussetzungen Sach-
prämien, die über die Firma X bezogen werden konnten. Jeder bezugsberechtigte Mitarbeiter 
konnte aus der Angebotspalette der X einen Sachbezug auswählen. Anschließend bestellte A 
die Ware bei X. Daraufhin stellte X der A die Sachbezüge mit 43,99 EUR zuzüglich einer Ver-
sand- und Handlingspauschale von 6 EUR in Rechnung. Nach Bezahlung der Rechnung ver-
sandte X die Ware an den jeweiligen Mitarbeiter oder händigte die Waren der A zur Verteilung 
im Betrieb aus. 
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Das Finanzamt rechnete die Versand- und Handlingspauschale dem Wert der Sachzuwen-
dungen hinzu. Wegen Überschreitung der 44-EUR-Freigrenze erließ es einen entsprechenden 
Lohnsteuer-Nachforderungsbescheid. Die Klage der A gegen diesen Bescheid hatte vor dem 
Finanzgericht keinen Erfolg. 

 

Entscheidung   
Der Wert des vom Arbeitnehmer erlangten Sachvorteils ist mit dem um übliche Preisnachlässe 
geminderten üblichen Endpreis am Abgabeort anzusetzen. Vergleichspreis ist der günstigste 
Einzelhandelspreis am Markt, da der Letztverbraucher regelmäßig das günstigste Angebot 
annehmen wird. Markt in diesem Sinne sind alle gewerblichen Anbieter, von denen die konkre-
te Ware gewöhnlich bezogen werden kann, also der Einzelhandel. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Liefer- und Versandkosten nicht zu diesem Endpreis 
gehören. Es handelt sich dabei nämlich nicht um die Gegenleistung des Letztverbrauchers für 
die Ware. Liefert der Arbeitgeber die Ware in die Wohnung des Arbeitnehmers, liegt eine zu-
sätzliche Leistung vor. Diese erhöht aber nicht den Warenwert, sondern ist als weiterer Sach-
bezug gesondert zu bewerten. Ist der Versand als eigenständige Leistung ausgewiesen, tritt 
der geldwerte Vorteil aus der Lieferung “nach Hause” bei der Berechnung der Freigrenze zum 
Warenwert hinzu. 

Der Bundesfinanzhof konnte jedoch nicht entscheiden, sondern verwies den Fall an das Fi-
nanzgericht zur weiteren Sachaufklärung zurück. Nicht klar ist, ob sich das Finanzamt am 
niedrigsten Endverbraucherpreis orientiert hat. Denn es ging von den Beträgen aus, die der A 
von X in Rechnung gestellt wurden (43,99 EUR plus Versandkosten). Das Geschäftsmodell 
der X lässt jedoch vermuten, dass der Rechnungsbetrag nicht den Einzelhandelspreis abbilde-
te. Denn bei der Verschiedenheit der zugewandten Prämien ist es kaum wahrscheinlich, dass 
der stets in gleicher Höhe abgerechnete Betrag von 43,99 EUR den jeweiligen Marktpreis 
darstellte. 

 

3. Vermietung einer Einliegerwohnung als Homeoffice an den Arbeitgeber: 
Welche Werbungskosten können abgezogen werden? 
Bei gewerblicher Vermietung darf die Einkünfteerzielungsabsicht nicht typisiert, son-
dern muss im Einzelfall festgestellt werden. Das gilt auch bei der Vermietung einer als 
Homeoffice genutzten Wohnung an den Arbeitgeber, bei der hohe Kosten durch eine 
Renovierung entstehen. 

Hintergrund 
Die Eheleute bewohnen in ihrem Haus die Wohnung im Obergeschoss. Die Einliegerwohnung 
im Erdgeschoss vermieteten sie als Homeoffice an den Arbeitgeber des Ehemanns M. M be-
trieb seine Tätigkeit als Vertriebsleiter für den Arbeitgeber von dieser Wohnung aus. Der Miet-
vertrag ist an den Arbeitsvertrag des M gebunden. Die Eheleute sind jeweils zu 1/2 Eigentü-
mer des bebauten Grundstücks. 

Für 2012 erklärten sie einen Werbungskostenüberschuss von 29.900 EUR. Dieser resultierte 
insbesondere aus der Renovierung des Badezimmers in der vermieteten Wohnung in Höhe 
von 26.000 EUR. 

Das Finanzamt verweigerte die Anerkennung der Kosten, soweit sie auf das Badezimmer ent-
fielen. Das Finanzgericht berücksichtigte dagegen im Schätzungswege rund 1/3 der für das 
Bad aufgewandten Kosten als Werbungskosten. 
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 Entscheidung   

Bei einer auf Dauer angelegten Vermietung ist typisierend davon auszugehen, dass der Ver-
mieter beabsichtigt, einen Einnahmeüberschuss zu erzielen. Das gilt auch dann, wenn sich 
über längere Zeiträume Werbungskostenüberschüsse ergeben. Dieser Grundsatz gilt jedoch 
nur für die Vermietung von Wohnungen, nicht für die Vermietung von Gewerbeimmobilien. Bei 
diesen wird die Einkünfteerzielungsabsicht nach Ansicht des Bundesfinanzhofs nicht typisie-
rend vermutet. Bei Gewerbeimmobilien muss vielmehr die Überschusserzielungsabsicht konk-
ret im Einzelfall festgestellt werden. 

Gewerbeimmobilien sind dabei alle Immobilien, die nicht zu Wohnzwecken dienen. Dazu zäh-
len daher auch Räumlichkeiten des Arbeitnehmers, die dieser dem Arbeitgeber zur aus-
schließlichen Erfüllung von dessen betrieblichen Zwecken vermietet. Entscheidend ist die im 
Mietvertrag vereinbarte und damit verbindlich festgelegte Art der Nutzung. Die Einliegerwoh-
nung war deshalb als Gewerbeimmobilie zu behandeln, mit der Folge, dass die Einkünfteerzie-
lungsabsicht durch eine objektbezogene Überschussprognose überprüft werden musste. Dafür 
sprach auch die Koppelung des Mietvertrags mit dem Arbeitsverhältnis. 

Da das Finanzgericht keine einzelfallbezogene Überschussprognose vorgenommen hatte, 
verwies der Bundesfinanzhof die Sache zur Feststellung der Einkünfteerzielungsabsicht an 
das Finanzgericht zurück. Dabei sind die Renovierungsaufwendungen insgesamt inklusive des 
Badezimmers in die Prognose einzubeziehen, da sich der Mietvertrag auf die gesamte Woh-
nung bezog. 

 

4. Verlorene Gesellschafterdarlehen führen nicht zu nachträglichen An-
schaffungskosten 
Verlorene Gesellschafterdarlehen können wegen der geänderten Rechtslage seit 
1.11.2008 grundsätzlich nicht mehr zu nachträglichen Anschaffungskosten einer Kapi-
talbeteiligung führen. Das letzte Wort in dieser Sache liegt beim Bundesfinanzhof. 

Hintergrund 
Der Kläger war alleiniger Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH. Im Jahr 2012 wollte er 
einen Liquidationsverlust aus der Auflösung seiner GmbH abziehen. Das Finanzamt erkannte 
nur das verlorene Stammkapital bei der Verlustermittlung an. Es lehnte die Berücksichtigung 
eines Darlehens des Gesellschafter-Geschäftsführers ab, das in der Buchführung der GmbH 
über Jahre hinweg in Form eines Verrechnungskontos für Einlagen und Entnahmen geführt 
worden war. Aus Sicht des Finanzamts war die Entwicklung des Kontos undurchsichtig. Zu-
dem war die Krisenbestimmung des Darlehens nicht erkennbar. Im Jahr 1999 wurde zwar ein 
Darlehensvertrag abgeschlossen, der die Rahmenbedingungen einer Darlehensgewährung 
zwischen GmbH und Gesellschafter absteckte. Darin war aber nur eine bloße Absichtserklä-
rung zur Darlehensgewährung zu sehen. Das im Vertrag vereinbarte Darlehenskonto war nie 
geführt worden. 

 

Entscheidung   
Das Finanzgericht wies die Klage ab und entschied, dass der Liquidationsverlust nicht durch 
ein verlorenes Gesellschafterdarlehen erhöht werden darf. 

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämp-
fung von Missbräuchen zum 1.11.2008 führen verlorene Gesellschafterdarlehen grundsätzlich 
nicht mehr zu nachträglichen Anschaffungskosten einer Kapitalbeteiligung. Zwar war die frühe-
re Rechtslage nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs noch für einen Übergangszeitraum 
vom 1.11.2008 bis 27.9.2017 anwendbar. Trotzdem ergab sich kein weitergehender Verlust-
abzug. Denn das Finanzgericht konnte sich nicht davon überzeugen, dass die geltend ge-
machte Darlehensvaluta zum Liquidationszeitpunkt tatsächlich bestanden hatte. Dafür trägt 
aber der Gesellschafter die Feststellungslast. Es genügte dem Finanzgericht nicht, dass dieser 
zum Nachweis lediglich die Liquidationsbilanz vorlegte, aus der sich ein bestimmter Saldo 
eines bestimmten Kontos ergab. 
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5. Arbeitslohn oder kein Arbeitslohn: Was gilt bei Schadensersatz wegen 
überhöhter Einkommensteuer-Festsetzung 
Kommt es wegen eines Fehlers des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer zu einer 
überhöhten Einkommensteuer-Festsetzung und leistet der Arbeitgeber daraufhin eine 
Schadensersatzzahlung, liegt kein steuerpflichtiger Arbeitslohn vor. Das gilt zumindest 
dann, wenn dem Arbeitnehmer tatsächlich ein Schaden entstanden ist. 

Hintergrund 
Dem X stand als Leiter einer Behörde ein Dienstwagen nebst Fahrer auch zur privaten Nut-
zung zur Verfügung. Über die Fahrten wurden Aufzeichnungen in einer Loseblattsammlung 
geführt, die später durch andere Personen in ein gebundenes Buch übertragen wurden. Das 
Finanzamt verweigerte die Anerkennung der tatsächlichen Kosten, da kein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch vorlag. Gegenüber X erließ es geänderte Einkommensteuer-Bescheide, die auf-
grund der Anwendung der 1 %-Regelung zu einer höheren Einkommensteuer führten. 

X meldete diesen Vorgang der Haftpflichtversicherung seiner Arbeitgeberin, da ihm durch die 
Steuererhöhung ein Schaden entstanden war. Diesen hatte seine Arbeitgeberin verschuldet, 
da sie ihrer Überwachungspflicht hinsichtlich der Führung der Fahrtenbücher nicht nachge-
kommen war. Die Versicherung zahlte an X pauschal 50.000 EUR. Diese Zahlung behandelte 
das Finanzamt als Arbeitslohn des X und erließ einen geänderten Einkommensteuer-
Bescheid. Mit seiner dagegen gerichteten Klage hatte X vor dem Finanzgericht Erfolg. 

 

Entscheidung   
Bezüge und Vorteile gelten dann als Arbeitslohn, wenn sie durch das Dienstverhältnis veran-
lasst sind. Das ist der Fall, wenn die Einnahmen mit Rücksicht auf das Dienstverhältnis zuflie-
ßen und sich als Ertrag der nichtselbstständigen Arbeit darstellen. Sie müssen sich also als 
Gegenleistung für das Zurverfügungstellen der Arbeitskraft erweisen. Arbeitslohn liegt dage-
gen nicht vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Schaden ersetzt, den dieser 
infolge einer Pflichtverletzung des Arbeitgebers erlitten hat. Eine Schadensersatzleistung des 
Arbeitgebers wegen einer von ihm verursachten höheren Einkommensteuer-Festsetzung auf-
seiten des Arbeitnehmers führt bei diesem daher nicht zum Zufluss von Arbeitslohn. 

Im Zweifel muss der Arbeitnehmer die Pflichtverletzung des Arbeitgebers und die dadurch 
verursachte Erhöhung der Einkommensteuer und darüber hinaus nachweisen, dass die Er-
satzleistung dem Ausgleich des Schadens diente. 

Im vorliegenden Fall hatte das Finanzgericht jedoch offengelassen, ob und in welcher Höhe 
dem X tatsächlich ein Schadensersatzanspruch zustand. Aus den eingeholten Rechtsgutach-
ten und der Zahlung ergab sich keine tatsächliche Vermutung für das Vorliegen eines Scha-
densersatzanspruchs. 

Der Bundesfinanzhof verwies den Fall an das Finanzgericht zurück. Dieses muss insbesonde-
re ermitteln, ob die Arbeitgeberin gegenüber dem X zur Prüfung des Fahrtenbuchs verpflichtet 
war, ob sie die Eintragungen auf Ordnungsmäßigkeit hätte überprüfen müssen und ob ein 
Schadensersatzanspruch überhaupt gegeben war. 

 

6. Umsatzsteuer: Wann kann ein unrichtiger Steuerausweis berichtigt 
werden? 
Ein Umsatzsteuerbetrag kann nur dann wirksam berichtigt werden, wenn der Unter-
nehmer die vereinnahmte Umsatzsteuer an den Leistungsempfänger zurückgezahlt hat. 

Hintergrund 
X verpachtete ein bebautes Grundstück an eine KG zum Betrieb eines Pflegeheims. Daneben 
stellte sie mit gesondertem Vertrag der KG die mobilen Einrichtungsgegenstände zur Verfü-
gung. X behandelte die Grundstücksverpachtung als steuerfrei, die Vermietung der Einrich-
tungsgegenstände als steuerpflichtig. Dem folgte das Finanzamt. 
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Im Jahr 2012 beantragte X, die Umsatzsteuer der Jahre 2006 bis 2011 herabzusetzen. Denn 
die Überlassung der Einrichtungsgegenstände war als Nebenleistung zur steuerfreien Ver-
pachtung des Grundstücks ebenfalls steuerfrei. Die bisherige Abrechnung gegenüber der KG 
berichtigte X. 

Nachdem das Finanzamt die Änderungen abgelehnt hatte, gab das Finanzgericht der Klage 
des X statt. Es hielt die Voraussetzungen einer Rechnungsberichtigung für erfüllt. 

 

Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof sah das anders und hob das Urteil des Finanzgerichts auf. In den Ur-
teilsgründen bestätigten die Richter zunächst ihre Rechtsprechung, nach der die Überlassung 
von Mobiliar eines Pflegeheims als Nebenleistung zu der steuerfreien Vermietung gleichfalls 
steuerfrei sein kann. Dementsprechend konnte X die Teilleistungs-Abrechnungen des Mobili-
armietvertrags mit dem jeweils unrichtig ausgewiesenen Steuerbetrag gegenüber der KG be-
richtigen. Damit stand der KG ein Anspruch gegen X auf Rückzahlung der Umsatzsteuer zu. 

Die wirksame Berichtigung eines Steuerbetrags erfordert jedoch grundsätzlich, dass außer-
dem der Unternehmer die vereinnahmte Umsatzsteuer an den Leistungsempfänger zurück-
zahlt. Andernfalls würde der Leistende ungerechtfertigt dadurch doppelt begünstigt, dass er 
einerseits das Entgelt zuzüglich Umsatzsteuer bereits vereinnahmt hat und andererseits den 
berichtigten Steuerbetrag nochmals vom Finanzamt verlangen könnte. 

Zwar setzt Unionsrecht bei der Rechnungsberichtigung keine Rückzahlung des Umsatzsteuer-
Betrags an den Leistungsempfänger voraus. Gleichwohl ist es einem Mitgliedstaat unions-
rechtlich nicht verwehrt, die Berichtigung davon abhängig zu machen, dass der Rechnungs-
aussteller dem Empfänger die zu Unrecht gezahlte Steuer erstattet. Die Wirksamkeit der Be-
richtigung eines Steuerbetrags in einer Rechnung darf demnach davon abhängig gemacht 
werden, dass sie wegen der Abwälzung der Steuer auf den Leistungsempfänger nicht zu einer 
ungerechtfertigten Bereicherung des Unternehmers führt. 

 

7. Betriebsveranstaltung: Kurzfristige Absagen gehen nicht zulasten der 
Anwesenden 
Bei Betriebsveranstaltungen berechnet sich die Höhe der Zuwendung nach Ansicht der 
Finanzverwaltung nach der Anzahl der Teilnehmer. Ein Finanzgericht hat jetzt jedoch 
entschieden, dass die kurzfristige Absage der Teilnahme steuerlich nicht zulasten der 
tatsächlich Feiernden gehen darf. 

Hintergrund 
Der Arbeitgeber plante die Durchführung eines gemeinsamen Kochkurses als Weihnachtsfei-
er. Nach dem Konzept des Veranstalters durfte jeder Teilnehmer unbegrenzt Speisen und 
Getränke verzehren. Von den ursprünglich angemeldeten 27 Mitarbeitern sagten 2 kurzfristig 
ab. Eine Reduzierung der bereits veranschlagten Kosten durch den Veranstalter fand nicht 
statt. 

Der Arbeitgeber berechnete bei der Lohnsteuer die Zuwendung an die einzelnen Arbeitneh-
mer, indem er die ursprünglich angemeldeten 27 Personen berücksichtigte. Demgegenüber 
stellte das Finanzamt auf die tatsächlichen 25 Teilnehmer ab. Das führte zu einem höheren zu 
versteuernden Betrag. 

 

Entscheidung   
Das Finanzgericht gab der dagegen erhobenen Klage statt. Zur Begründung führten die Rich-
ter aus: Seiner Ansicht nach ist nicht nachzuvollziehen, warum die vergeblichen Aufwendun-
gen des Arbeitgebers für die nicht erschienenen Arbeitnehmer den anwesenden Feiernden 
zugerechnet werden sollte. Im vorliegenden Fall hatten die Feiernden auch gar keinen Vorteil 
durch die Absage ihrer beiden Kollegen. Außerdem durfte nach dem Veranstaltungskonzept 
jeder Teilnehmer ohnehin nach seinem Belieben unbegrenzt viele Speisen und Getränke kon-
sumieren. 
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8. Zumutbare Belastung: Wer sich über eine Steuererstattung freuen darf 
Einige Bundesländer prüfen und ändern in einer Sonderaktion Steuerbescheide. Grund 
ist das Urteil des Bundesfinanzhofs, nach dem die zumutbare Belastung bei der Be-
rücksichtigung von Aufwendungen für Krankheit und Pflege als außergewöhnliche Be-
lastung anders als bisher berechnet werden muss. 

Durch die Entscheidung des Bundesfinanzhofs wird klargestellt, dass bei der Berechnung jetzt 
nur noch der Teil des Gesamtbetrags der Einkünfte, der den gesetzlichen Stufengrenzbetrag 
übersteigt, mit dem jeweils höheren Steuer-Prozentsatz belastet wird. Dies führt in vielen Fäl-
len zu einer Entlastung für die Steuerpflichtigen. 

Um in den Genuss einer Änderung zu kommen, ist kein Antrag der Betroffenen erforderlich. 
Die Finanzverwaltung wird automatisch tätig, wenn die neue Berechnungsweise zu einer 
Steuererstattung führen sollte. 

Geprüft und geändert wird derzeit in Bayern, die Finanzverwaltung in Rheinland-Pfalz kündigte 
ebenfalls eine Sonderaktion an. Dabei werden alle Fälle aufgegriffen, bei denen in den Steu-
ererklärungen der Vorjahre außergewöhnliche Belastungen, insbesondere Krankheits- und 
Pflegeaufwendungen, erklärt wurden, die zumutbare Belastung jedoch noch nach den alten 
Grenzen berechnet wurde. 

Eine Änderung ist jedoch nur möglich, wenn der Bescheid mit dem seit Ende August 2013 
versehenen Vorläufigkeitsvermerk zur Frage der Verfassungsmäßigkeit einer zumutbaren 
Belastung bei Krankheits- und Pflegeaufwendungen bekannt gegeben wurde. 

Darüber hinaus sollen auch in Thüringen, Baden-Württemberg, Berlin, Mecklenburg-
Vorpommern und Hessen Bescheide geprüft und ggf. geändert werden. 

 

9. Vorsteuerabzug: Was bedeutet "vollständige Anschrift"? 
Ein Vorsteuerabzug ist auch dann möglich, wenn die wirtschaftlichen Tätigkeiten des 
leistenden Unternehmers nicht unter der Anschrift ausgeübt werden, die in der Rech-
nung angegeben ist. Voraussetzung ist aber, dass der leistende Unternehmer unter der 
von ihm angegebenen Rechnungsanschrift erreichbar ist. 

Hintergrund 
Eine GmbH handelte mit Kfz. In ihrer Umsatzsteuererklärung erklärte sie u. a. steuerfreie in-
nergemeinschaftliche Kfz-Lieferungen und Vorsteuerbeträge, die 122 Fahrzeuge betraf, die 
von der D erworben wurden. 

Das Finanzamt folgte den Angaben der GmbH jedoch nicht. Die als umsatzsteuerfrei erklärten 
innergemeinschaftlichen Kfz-Lieferungen nach Spanien an die B waren seiner Ansicht nach 
steuerpflichtig. Denn die betreffenden Fahrzeuge wurden tatsächlich nicht nach Spanien ver-
bracht, sondern im Inland vermarktet. Die geltend gemachten Vorsteuerbeträge aus Rechnun-
gen der D waren nicht abziehbar, weil es sich dabei um eine "Scheinfirma" handelte. Denn 
unter ihrer Rechnungsanschrift hatte sie keinen Sitz gehabt. Der Einspruch blieb ohne Erfolg, 
ebenso weitestgehend die Klage vor dem Finanzgericht. 

Auf die von der Klägerin eingelegte Revision setzte der Bundesfinanzhof das Verfahren aus 
und legte dem Europäischen Gerichtshof 2 Fragen zum Rechnungsmerkmal "vollständige 
Anschrift" und zur Berücksichtigung des Gutglaubensschutzes beim Vorsteuerabzug zur Vor-
abentscheidung vor. Der Europäische Gerichtshof entschied, dass es für die Ausübung des 
Rechts auf Vorsteuerabzug durch den Empfänger von Gegenständen oder Dienstleistungen 
nicht erforderlich ist, dass die wirtschaftlichen Tätigkeiten des leistenden Unternehmers unter 
der Anschrift ausgeübt werden, die in der von ihm ausgestellten Rechnung angegeben ist. 
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Entscheidung   
Die Revision der GmbH ist begründet. Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts 
auf und verwies die Sache an das Finanzgericht zurück. Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
versagte das Finanzgericht den Abzug der aus den Rechnungen der D geltend gemachten 
Vorsteuerbeträge zu Unrecht mit der Begründung, dass die fraglichen Rechnungen nicht die 
gesetzlich erforderliche zutreffende vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers ent-
hielten. Denn an seiner bisherigen Rechtsprechung, nach der unter der angegebenen Rech-
nungsadresse eine wirtschaftliche Tätigkeit stattfinden muss, hält der Bundesfinanzhof nicht 
mehr fest. 

Die Feststellungen des Finanzgerichts lassen jedoch keine Beurteilung zu, ob die materiellen 
Voraussetzungen einer Rechnung, soweit sie vom Gesetz gefordert werden, erfüllt sind. Es 
steht nicht fest, ob sämtlichen Rechnungen der D tatsächlich Fahrzeuglieferungen zugrunde 
gelegen haben. Diese Feststellungen wird das Finanzgericht nachholen müssen. 

 

10. Unter welchen Voraussetzungen Ausbildungskosten zurückgezahlt wer-
den müssen 
Enthält ein Darlehensvertrag eine Rückzahlungsverpflichtung dahingehend, dass der 
Auszubildende die vom Arbeitgeber getragenen Ausbildungskosten in monatlichen 
Raten zurückzahlen muss, darf dies keine unangemessene Benachteiligung darstellen. 
Eine Zahlungsverpflichtung, die unabhängig davon gilt, ob der Auszubildende tatsäch-
lich einen Arbeitsplatz beim Arbeitgeber erhält, ist jedenfalls unwirksam. 

Hintergrund 
Der Betreiber einer Pflegeeinrichtung warb ausländische Pflegekräfte an. Die Kosten für den 
Deutsch- sowie Pflegekurs übernahm zunächst die Pflegeeinrichtung, schloss aber mit den 
Auszubildenden einen Darlehensvertrag über 12.900 EUR. Die Rückzahlungsverpflichtung in 
Höhe von 400 EUR monatlich galt unabhängig davon, ob der Auszubildende bei der Pflegeein-
richtung eine Stelle als Pfleger erhielt. Nachdem der Auszubildende zwar zunächst tatsächlich 
eingesetzt, dann aber die Arbeit wegen Streitigkeiten eingestellt hatte, forderte die Pflegeein-
richtung die Rückzahlung der gesamten Darlehenssumme. 

 

Entscheidung   
Das Arbeitsgericht entschied zugunsten des Auszubildenden. Nach Ansicht der Richter muss 
er die Darlehenssumme nicht zurückzahlen. Zur Begründung führten die Richter aus: Der Dar-
lehensvertrag benachteiligte den Auszubildenden unangemessen und war daher unwirksam. 

Rückzahlungsvereinbarungen über Aus- und Fortbildungskosten müssen den Maßstäben des 
Bundesarbeitsgerichts entsprechen. Deshalb ist eine Vereinbarung unwirksam, wenn die 
Rückzahlungsverpflichtung auch für den Fall gilt, dass der potenzielle Arbeitgeber dem poten-
ziellen Arbeitnehmer keinen Arbeitsplatz anbieten kann oder will. Dies war vorliegend gege-
ben, denn es war völlig unklar, ob der Auszubildende eine Stelle als Pfleger erhielt oder nicht. 

Zudem war die konkrete Zusammensetzung der Darlehenssumme von 12.900 EUR unklar, 
sodass der Darlehensvertrag auch aus diesem Grund unwirksam war. 
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11. Wie wirkt sich eine nachträgliche Kaufpreisherabsetzung auf die Grund-
erwerbsteuer aus? 
Wird die im Kaufvertrag vereinbarte Gegenleistung für den Erwerb eines Grundstücks 
nachträglich herabgesetzt, liegt kein rückwirkendes Ereignis vor. Eine Korrektur des 
Bescheids zur Grunderwerbsteuer ist nur unter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 3 
Nr. 1 GrEStG möglich. 

Hintergrund 
Die Steuerpflichtige hatte ein Grundstück erworben und mit dem Veräußerer innerhalb von 2 
Jahren nach dem Erwerb nachträglich eine Minderung des Kaufpreises vereinbart. Daraufhin 
begehrte sie die nachträgliche Herabsetzung der Grunderwerbsteuer. Ihrer Ansicht nach lag 
aufgrund der Kaufpreisminderung ein nachträglich eingetretenes rückwirkendes Ereignis vor. 

Das Finanzamt lehnte die Herabsetzung der Grunderwerbsteuer jedoch ab. Denn die nach-
trägliche Änderung des Kaufpreises ließ seiner Meinung nach den ursprünglich entstandenen 
Steueranspruch unberührt. Es kam nur eine Änderung des Grunderwerbsteuerbescheides 
gem. § 16 Abs. 3 GrEStG in Betracht. Diese Vorschrift kam jedoch nicht zur Anwendung, da 
der entsprechende Änderungsantrag nicht innerhalb der Festsetzungsfrist gestellt worden war. 

 

Entscheidung   
Das Finanzgericht bestätigte die Entscheidung des Finanzamts und wies die eingelegte Klage 
ab. Wird eine Gegenleistung durch den Abschluss einer Vergleichsvereinbarung innerhalb von 
2 Jahren nach Kaufvertragsschluss herabgesetzt, stellt diese Vereinbarung kein steuerlich 
rückwirkendes Ereignis dar. Denn die nachträgliche Aufhebung von Grunderwerbsteuerbe-
scheiden setzt voraus, dass das entsprechende Rechtsgeschäft von Anfang an unwirksam 
war oder nachträglich durch Anfechtung unwirksam geworden ist. Dagegen stellt die Aus-
übung von vertraglichen oder gesetzlichen Gestaltungsrechten (Rücktritt oder Wandlung) kein 
Ereignis mit steuerlicher Wirkung für die Vergangenheit dar. 

Dies gilt entsprechend, wenn die nachträgliche Änderung des Grunderwerbsteuerbescheides 
wegen einer Kaufpreisminderung begehrt wird. Auch in diesem Fall ist eine Änderung wegen 
eines rückwirkenden Ereignisses nicht möglich. Denn die Ausübung des Gestaltungsrechts 
der Minderung ist kein Ereignis, das auf den Zeitpunkt des Grundstückserwerbs zurückwirkt. 
Deshalb konnte im vorliegenden Fall der Grunderwerbsteuerbescheid nicht geändert und die 
Grunderwerbsteuer nicht herabgesetzt werden. 

 

12. Sind privat finanzierte Leistungen zu Pensionskassen sozialversiche-
rungspflichtig? 
Aus privat finanzierten Anteilen eines Versorgungsbezugs müssen in bestimmten Fäl-
len keine Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung gezahlt werden. Diese Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts macht rückwirkende Korrekturen im Bei-
trags- und Meldeverfahren erforderlich. 

Hintergrund 
2 Mitarbeiter zahlten nach ihrem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis auf freiwilliger Basis 
weiter Beiträge in ihre Pensionskasse ein. Im Rentenalter stellten sie fest, dass die Kranken-
kassen auch aus dem ausschließlich privat finanzierten Anteil der Pension entsprechende 
Beiträge forderten. 

 

Entscheidung   
Diese Vorgehensweise verstößt nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts gegen das 
Gleichheitsgebot im Grundgesetz. Denn vergleichbare Leistungen aus privat finanzierten Le-
bensversicherungen werden nicht der Beitragspflicht unterworfen. 
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Aus dieser Entscheidung folgt, dass die Krankenkassen einen verfassungskonformen Zustand 
herstellen müssen. In der Konsequenz erhalten die versicherungspflichtigen Pensionäre die 
aus dem privaten Anteil gezahlten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge zurück. Dies gilt 
allerdings nur für die letzten 4 Kalenderjahre. Der Erstattungsanspruch davor ist verjährt. 

 

Hinweis 

Die Pensionskassen werden in den betroffenen Fällen die an die Krankenkassen abgegebe-
nen Meldungen rückwirkend korrigieren. Zu melden ist dann nur noch der beitragspflichtige 
Anteil der Pension ohne den privat finanzierten Anteil. Auf diese Verfahrensweise haben sich 
Kranken- und Pensionskassen verständigt. 

Soweit die Pensionskasse die rückwirkende Beitragskorrektur und damit die Auszahlung der 
Beiträge nicht bis zum Jahr 2014 vornehmen kann, erstattet die Krankenkasse auf Antrag den 
restlichen Erstattungsbetrag. Eine Bescheinigung der Pensionskasse, aus der hervorgeht, für 
welche Zeiträume bereits eine Erstattung durch die Pensionskasse erfolgt ist, sollte dem Er-
stattungsantrag beigefügt werden. Damit wird eine doppelte Erstattung von Beiträgen verhin-
dert. 

 

13. Selbstanzeige: Welche Ablaufhemmung gilt? 
Beginnen die Ermittlungen der Steuerfahndung, bevor die Festsetzungsfrist abgelaufen 
ist, und beruht die Steuerfestsetzung auf konkreten Ermittlungen der Steuerfahndung, 
stellt sich die Frage, welche Folgen eine Selbstanzeige des Steuerpflichtigen auf die 
Ablaufhemmung hat. 

Hintergrund 
Die Eheleute und Kläger gaben ihre Einkommensteuererklärungen für die Jahre 1996 und 
1997 im Jahr 1998 ab. Im Jahr 2008 gaben sie für die Jahre 1996, 1997 und für die Jahre 
2000 bis 2006 Selbstanzeigen ab. In diesen erklärten sie Kapitalerträge aus Liechtenstein 
nach. Durch eine sog. Steuer-CD hatte das Finanzamt schon im Jahr 2007 Hinweise auf das 
Depot der Eheleute in Liechtenstein erhalten. Die Prüferin der Steuerfahndung wertete die 
übermittelten Unterlagen und die Steuerakten im Jahr 2007 aus. Das Vorermittlungsergebnis 
für 1996 bis 2006 hielt sie in einem Verdachtsprüfungsvermerk vom September 2007 fest. Im 
Januar 2008 leitete die Steuerfahndung ein Steuerstrafverfahren wegen unrichtiger Erklärun-
gen für die Jahre 2002 bis 2006 ein. Nachdem im April 2008 ein Prüfungsauftrag der Steuer-
fahndung für den Zeitraum 1996 bis 2006 ergangen war, forderte die Prüferin von den Eheleu-
ten Unterlagen zu den liechtensteinischen Anlagen an. 

Im Juni 2010 erließ das Finanzamt Änderungsbescheide für 1996 und 1997 wegen nachträg-
lich bekannt gewordener Tatsachen. Die Eheleute machten Festsetzungsverjährung geltend, 
da aufgrund der Abgabe der Steuererklärungen im Jahr 1998 die bei Steuerhinterziehung gel-
tende reguläre 10-jährige Verjährungsfrist zum Jahresende 2008 abgelaufen war. Auch die 
Verlängerung der Festsetzungsfrist bei Selbstanzeigen um 1 Jahr nach Eingang der Anzeige 
im Mai 2008 war ihrer Meinung nach im Mai 2009 abgelaufen. 
 

Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof entschied, dass eine Nacherklärung von Besteuerungsgrundlagen eine 
auf Ermittlungen der Steuerfahndung beruhende Ablaufhemmung hinsichtlich derselben Be-
steuerungsgrundlagen nicht ausschloss. Das Finanzamt musste damit nach der Abgabe der 
Nacherklärung nicht abwarten, ob die Kläger zu den hinterzogenen Einkünften bis zum Ablauf 
der 1-jährigen Hemmungsfrist ausreichende Angaben machten. Vielmehr konnte das Finanz-
amt vor Ablauf der ungehemmten Festsetzungsfrist eigene Ermittlungen anstellen, um selbst 
eine Hemmung herbeizuführen. Diese Ablaufhemmung endet erst, wenn aufgrund der Prüfung 
Steuerbescheide ergehen und diese unanfechtbar werden. Voraussetzung für den Eintritt der 
Hemmung ist jedoch, dass die Steuerfestsetzung auf den Ermittlungen der Steuerfahndung 
beruht. 
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Die Ablaufhemmung war deshalb für die Jahre 1996 und 1997 nur eingetreten, wenn die 
Steuerfahndung noch im Jahr 2008 Ermittlungshandlungen vorgenommen hatte, die der Über-
prüfung der nacherklärten Besteuerungsgrundlagen dieser Jahre dienten. Ob diese Voraus-
setzung vorlag, ließ sich aus Sicht des Bundesfinanzhofs jedoch nicht klären. Der Gesche-
hensablauf sprach eher dafür, dass die Prüferin der Steuerfahndung erst im Februar 2009 und 
somit nach Fristablauf eine detaillierte Ermittlungshandlung hinsichtlich der Jahre 1996 und 
1997 vornahm. Auf die Aktenauswertung und den Verdachtsprüfungsvermerk vom September 
2007 konnte nicht abgestellt werden. Denn insoweit handelte es sich lediglich um Vorberei-
tungshandlungen für eine durchzuführende Prüfung. Die begonnene Fahndungsprüfung wurde 
nach Beendigung der Vorbereitungshandlungen zunächst wieder unterbrochen. 

Das Finanzgericht muss feststellen, ob vor Jahresende 2008 detailliert Unterlagen zur Prüfung 
der nacherklärten Erträge für die Jahre 1996 und 1997 angefordert wurden und ob die späte-
ren Steuerfestsetzungen auf dieser Unterlagenanforderung beruhten. 

 

14. Umsatzsteuer-Vorauszahlungen: Gilt die Samstags-/Sonntags-/Feier-
tagsregelung im Rahmen des 10-Tage-Zeitraums? 
Wird eine Umsatzsteuer-Vorauszahlung innerhalb von 10 Tagen nach Ablauf des Kalen-
derjahres geleistet, ist diese im Vorjahr abziehbar. Das soll nach einer Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs auch dann gelten, wenn der 10.1. des Folgejahres auf einen 
Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag fällt. 

Hintergrund 
Die Unternehmerin A ermittelt ihren Gewinn durch Einnahmen-Überschussrechnung. Sie leis-
tete die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für Dezember 2014 durch Banküberweisung am 
8.1.2015. Die Zahlung machte sie als Betriebsausgabe für 2014 geltend. Das Finanzamt ver-
trat dagegen die Auffassung, dass die Zahlung erst im Folgejahr 2015 abziehbar war. Denn 
wegen der Samstags-/Sonntags-/Feiertagsregelung fiel der Fälligkeitstag nicht auf den 
10.1.2015 (Samstag), sondern auf den 12.1.2015 (Montag). Damit lag er außerhalb des für 
regelmäßig wiederkehrende Zahlungen geltenden 10-Tage-Zeitraums. 

Das Finanzgericht gab der Klage der A statt und entschied, dass das Hinausschieben des 
Fristendes auf den folgenden Werktag nicht im Rahmen der 10-Tage-Regel gilt. 

 

Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzgerichts und wies die Revision des 
Finanzamts zurück. Grundsätzlich gilt, dass Umsatzsteuer-Vorauszahlungen regelmäßig wie-
derkehrende Ausgaben sind, die dem Kalenderjahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit zuge-
ordnet werden, wenn sie “kurze Zeit” nach Beendigung des Kalenderjahres entrichtet werden. 
Als “kurze Zeit” gilt ein Zeitraum von bis zu 10 Tagen. Der Bundesfinanzhof vertrat hier die 
Auffassung, dass diese Voraussetzung im Streitfall erfüllt war. Denn bei der Ermittlung der 
Fälligkeit ist allein auf die gesetzliche Frist abzustellen, wonach die Vorauszahlung am 10. Tag 
nach Ablauf des Voranmeldungszeitraums fällig ist. Im Streitfall war dies der 10.1.2015 (Sams-
tag), der damit innerhalb des 10-Tage-Zeitraums lag. Auf eine mögliche Fristverlängerung 
aufgrund der Samstags-/Sonntags-/Feiertagsregelung kam es nicht an. Entscheidend war 
ausschließlich, wann eine Zahlung als abgeflossen gilt. Die Frage, wie die Fälligkeit zu be-
stimmen ist bzw. ob die Zahlungsfrist hinausgeschoben wird, ist unerheblich. 

Es kann nach Ansicht des Bundesfinanzhofs nicht von einem Umstand abhängen, auf den der 
Steuerpflichtige keinen Einfluss hat, dass bei identischen Vorgaben – Zahlung vor dem 10.1. 
des Folgejahres – in einigen Jahren die Zahlung dem Vorjahr und in anderen Jahren dem 
Folgejahr zuzuordnen ist. 

 

 


